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Bildungspolitik 
Für die 
Bildung 
muß ab sofort 
jedes Jahr 
mehr 
investiert 
werden 

1 
Bildungspolitik ist der wich­
tigste Bereich, über den im 
Hamburger Rathaus ent-
schieden wird. Bildung ist 
notwendig zur Selbstverwirk­
lichung des Menschen. Eine 

Hamburg 
braucht eine 
neue Mann­

schaft und mehr 
Demokratie 

im Rathaus. Hier ist 
die Mannschaft. 

Hier sagt sie, 
was sie besser 
machen wird 

breite Volksbildung ist Vor­
aussetzung für eine leben­
dige Demokratie. Dazu ge­
hört auch, daß alle wichtigen 
schul politischen Entschei­
dungen unter Mitwirkung von 
Eltern, Lehrern und Schüler­
vertretungen getroffen wer­
den. Bildungsinvestitionen 
sind Investitionen für die Zu­
kunft. Von ihnen hängen die 
Berufschancen unserer Kin­
der und unser aller Wohl­
stand ab. 
Die Bildungspolitik muß ab­
soluten Vorrang haben. Die 
Bildungsausgaben müssen 
jährlich stärker wachsen als 
die übrigen öffentlichen Aus­
gaben. Nur so kann der Leh­
rermangel behoben. die 
Schulraumnot beseitigt und 
das Problem der Oberfüllung 
unserer Hochschulen gelöst 
werden. 

D 

Für die 
Fortbildung 
der 
Erwachsenen· 
muß ein 
neues System 
entwickelt 
werden 

Permanente 
Weiterbildung 
Bildung und Ausbildung hö­
ren mit Schul-, Lehr- und 
Hochschulzeit nicht auf. In 
einem Zeitalter wachsender 
beruflicher Mobilität ist ein 
System der permanenten 
Weiterbildung zu entwickeln, 
in dem alle Formen der Er­
wachsenenbildung, der Be­
rufsumschulung und der 
Kontaktstudien aufeinander 
abgestimmt werden sollen. 

Dr. med. Wilhelm Witten. 
49, Arzt und Fraktions­
Chei der CDU In der 
Bilriißrsdtaft 

3 Kinder. Hobbys: 
Tennis und Ski· 
fahren. - „Ham· 
burg muß endlich 
mehr für seine 
kranken 
Mitbürger tun'" 

Für die 
Bildungs­
fragen 
muß Einheit­
lichkeit 
erreicht 
werden 

Rahmenkompetenz 
des Bundes 
Eine zukunftsorientierte Bil­
dungspolitik kann nach Auf­
fassung der Hamburger CDU 
nicht mehr isoliert im Rah­
men der einzelnen Bundes-



Dr. Jürgen Westphal. 42, 
Rcchtsnnwalt, CDU­
Experte für Wohnungs­
bau und Stadtplanung 

Vater von vier 
Kindern, spielt gern 
Klavier und Tennis. -
„Großsiedlungen auf 
der grünen Wiese 

1 ohne Schulen 
und Kindergärten 
machen den 
Familien nur das 
Leben schwer" 

~der betrieben werden. 
j N~·r ein Mindestmaß an Ein­

heitlichkeit im Schul- und 
Hochschulwesen sichert die 
Freizügigkeit der Eltern und 
die Chancengleichheit ihrer 
Kinder im ganzen Bundes­
gebiet. Die Hamburger CDU 
fordert deshalb die Rahmen­
kompetenz des Bundes für 
die Bildungspolitik und ein 
Bundesbildungsministeri um. 
Kooperative r Föderalismus 
steht Hamburg gut an; das 
Denken in überholten Stadt­
staatssouveränitäten paßt 
nicht zu einer offenen W elt­
stadt. 

Hans GeorR Kulm, 46 , 
DAG-Vorstandsmitglied, 
Fachmann für 
Sozialpolitik 

Hat zwei 
Kinder. Sein Hobby: 
Fußball. - „ Wir 
dürfen unsere 
alten Hamburger 
Mitbürger nicht 
im Stich lassen. 
Schafft mehr 
Altersheime!" 

Den 
Lehrern 
müssen 
höhere 
Gehälter 
gezahlt 
werden 

Behebung des 
Lehrermangels 
Zur Behebung des Lehrer­
mangels fordert die Hambur-

Horsi Schröder, SZ , 
Dlpl.-Volkswirt, Spezialist 
für Sd1ul-
und HodlsdJ.ulfragen 

Hobbys: 

1 
Fotografieren 

1 und Reisen. - „Die 
SPD hat das Ham­
burger Schul­
wesen in eine tiefe 
Krise hinein­
geführt. Es fehlen 
Klassemäume 
und Lehrer" 

aller Schulgattungen bes­
sere Aufstiegschancen ein­
räumt 
e Lehraufträge gegen an­
gemessene Honorierung zu 
vergeben 
• die in den letzten Jahren 
ausgeschiedenen Lehrerin­
nen auf Teilzeitbasis für den 
Lehrerberuf zurückzugewin­
nen 
• die ausgebildeten Lehrer 
durch pädagogische Assi­
stenten zu entlasten. 

ger CDU : 1 
e die Referendare mit drei 
Vierteln des Eingangsgehal­
tes für junge Lehrer fest zu 
besolden 
e das Anfangsgehalt für 
Studien räte auf Besoldungs­
stufe A 14 festzulegen 
• einen Stellenkegel zu 
schaffen, de r den Lehrern 

m 

fllrgen Echternach , 32, 
Rechtsanwalt und zuatänd1~ 
filr den öffentlichen Dienst 
und die öffentiid'n Sidterhcit 

Liebt Schach und 
geht gern 
schwimmen. -
„Die junge 
Generation in 
Hamburg wehrt 
sich gegen den 
absoluten Macht­
anspruch einer 
Partei." 

Der Schicht-

! 
unterricht 
muß endlich 
aufhören 

Schulbau 
Die SPD gibt selbst zu, daß 
sie im Schulbau ihre Ver­
sprechungen nicht gehalten 
hat. Die Hamburger CDU 
fordert: 1 

e den Schicht- und Schach­
telunterrlcht durch verstärk­
ten Schulbau zu beseitigen 

e für jede Schulklasse einen 
eigenen Klassenraum zu 
schaffen 
e den Schulbau auf die Pla­
nung im Wohnungsbau abzu­
st immen, damit neue Schu­
len dort errichtet werden, 
wo man sie braucht 

e mehr Schulpavillons zu 
bauen, um beweg licher auf 
örtliche Spitzenbelastungen 
reagi eren zu können. 



Die CDU 
fordert die 
gegliederte 
Leistungs· 
schule 

Die CDU hält das gegen­
wärtige Hamburger Schlll­
system für reformbedürftig. 
Diese Reform muß ausgehen 
von den Bildungsinhalten 
und Bildungszielen, nicht 
von Organisationsmodellen. 
Um der Eignung und Nei- 1 
gung des einzelnen möglichst 
gerecht zu werden und die 
wachsenden Ausbildungsan­
forderungen der Gesell­
schaft zu erfüllen, muß die 
Schule nach dem Leistungs­
prinzip gegliedert werden. 
In dieser gegliederten Lei­
stungsschule müssen die 
Ausbildungswege differen­
ziert, durchlässig und orga­
nisatorisch übersichtlich ge­
staltet werden. 
Die gegliederte Leistungs­
schule wird die sozial, gei­
stig oder körperlich Behin­
derten ebenso wie die Spit­
zenbegabungen individuell 
fördern. „ Leistungszüge und 
Förderunterricht" an den 
Gymnasien sollen den Hoch­
begabten schneller zum Ab­
itur leiten und schwächere 
Schüler ohne Sitzenbleiben 
mit Verspätung zum Abitur 
führen. 

Zur 5-Tage-Woche 
Die CDU bejaht die 5-Tage­
Woche. Sie ist für die Ganz­
tagsschule besonders geeig­
net. Sie darf nicht zu einer 

willkürlichen Verkürzung des 
Unterrichtsstoffes führen. 
Die 5-Tage-Woche ist je­
doch kein Mittel zur Behe­
bung des Lehrermangels, 
wie der SPD-Senat meint. 

Innere Reform 
Die Hamburger CDU fordert: 
• den naturwissenschaftli­
chen Unterricht zu verstär­
ken und mit dem Physik­
oder Chemieunterricht ab 
Klasse 6 zu beginnen 
• ein eigenständiges Fach 
Politik einzuführen 
• die Sexualerziehung in 
den Lehrplan aller Schulen 
aufzunehmen 
• das Sprachenangebot an 
den Realschulen und Gym­
nasien zu verbreitern und 
neben Englisch und Franzö­
sisch auch Spanisch und 
Russisch anzubieten 
• die Ausbildung und Fort­
bildung der Lehrer zu inten­
sivieren 
• moderne Lehr- und Lern­
methoden, insbesondere au­
dio-visuelle Hilfsmittel und 
programmierten Unterricht, 
stärker einzusetzen 
• die Klassenfrequenzen 
fühlbar zu senken 
e die Beobachtungsstufen 
an den Haupt- und Real­
schulen und an den Gymna­
sien fortzuführen. 

Ausbau der 
Vorschulerziehung 
Besonders wichtig ist die Be­
seitigung milieubedingter 
Hemmnisse in den entschei­
denden Jahren vor der 
Grundschule und während 
der ersten Schuljahre. Die 
Hamburger CDU fordert : 
• die freiwillige vorschuli­
sche Erziehung auszubauen 
• die Elternberatung zu in­
tensivieren 
• die staatliche Ausbildungs­
förderung auszubauen. 

Schul versuche 
Die CDU ist zu Schulversu­
chen mit der integrierten Ge­
samtschule bereit. Aber: 
• Zie lsetzung und Dauer 
müssen vorher eindeutig fi­
xiert werden 
• die Eltern der betroffenen 
Kinder müssen zustimmen 
• die Ergebnisse der Ge­
samtschulversuche müssen 
wissenschaftlich allsgewertet 
werden. 

Die CDU 
fordert das 
Berufsgrund­
schuljahr 

Berufsbildendes 
Schulwesen 
Die Berufsbildung muß inte­
grierter Bestandteil des ge­
samten Bildungswesens wer­
den. Die CDU hält daher 
eine stärkere Förderung des 
berufsbildenden und berufs­
bezogenen Schulwesens für 
dringend erforderlich. Sie 
fordert im einzelnen: 
• an allen Schulen von der 
7. Klasse an das Fach Be­
rufskunde in den Lehrplan 
aufzunehmen 
e als 10. Schuljahr das Be­
rufsgrundschuljahr einzufüh­
ren und die Stufenausbil­
dung für mehr Ausbildllngs­
berufe zu verwirklichen. 

IV 

Die CDU 
fordert 
eine zweite 
Universität 
im Hamburger 
Raum 

Hochschulpolitik 
Die Überfüllung der Ham­
burger Universität erfordert 
eine Ausweitung der Hoch­
schulkapazität. Die Hambur­
ger CDU fordert: 
e eine zweite Universität 
im Hamburger Raum als Ge­
meinschaftsaufgabe der vier 
norddeutschen Küstenländer 
zu errichten 
e eine Studienreform mit 
dem Ziel kürzerer Studien­
zeiten zu verwirklichen 
• eine Hochschuldidaktik zu 
entwickeln 
• das Studienjahr einzufüh­
ren . 
Der Numerus clausus wird 
von der Hamburger CDU 
grundsätzlich abgelehnt. Das 
Hamburger Universitätsge­
setz, das die SPD gegen die 
Stimmen der CDU verab­
schiedet hat, ist unzuläng­
lich. Die CDU wird in der 
nächsten Bürgerschaft um­
fassende Änderungen bean­
tragen. Sie fordert insbeson­
dere : 
• das Ordnungsrecht zu be­
seitigen und an seiner Stelle 
eine universitätsinterne Haus 
und Schiedsordnung zu er­
lassen 
e den Dualismus in der 
Vertretung der Studenten­
schaft zu beenden 
• die Universität in ihrem 
Bemühen zu unterstützen , 
zu einer leistungsgerechten 
Lehrkörperstruktur zu kom­
men und alle habilitierten 
Hochschullehrer gleichzu­
stellen 
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• zur Heranbildung junger 
Hochschullehrer Habilitan­
denstellen einzurichten 
• das Verhältnis zwischen 
Staat und Universität im 
Sinne einer vernünftigen in­
neren Selbstverwaltung der 
Universität zu regeln. 
Das neugestaltete Hoch­
schulwesen umfaßt die Fach­
hochschule, die auf wissen­
schaftlicher Grundlage eine 
praxisorientierte Ausbildung 
vermitteln soll. Zum Hoch­
schulbereich gehören auch 
die künstlerischen Hoch­
schulen. Die Hamburger 
CDU fordert den Neubau 
der Musikhochschule. 

Die CDU 
fordert klare 
Regelungen 

Hochschulverbund 
Nach Klärung grundlegender 
Fragen der Studienreform, 
insbesondere der Abstim­
mung der Studiengänge, 
Prüfungsordnungen und 
Übergangsregelungen, ist 
die organisatorische Verbin­
dung von Universität, Fach­
hochschule, Hochschule für 
Wirtschaft und Politik sowie 
der künstlerischen Hoch­
schulen zu einem differen­
zierten Hochschulbereich mit 
selbständigen Verwaltungs­
einheiten zu verwirklichen. 
Die Ausbildung des gehobe­
nen Verwaltungsdienstes 
muß in die Fachhochschule 
einbezogen werden. In 
einem Hochschulbereichs­
gesetz, das die CDU in der 
nächsten Legislaturperiode 
einbringen wird, müssen 
diese Dinge abschließend 
geregelt werden. 

K~ lturpolitik 
Dl e CDU 
fo~ ·dert 
höhere 
Z1 schösse 
fü" die 
privaten 
Tl eater 

In ~ er Hamburger Kultur­
polit k müssen neue Akzente 
gese zt werden . Neben der 
notw1 ~ndigen Subventionie­
rung von Staatsbühnen müs­
sen n Zukunft auch Privat­
thea er und freie Künste 
stärker gefördert werden. 
Dies hat insbesondere unter 
dem Aspekt zu geschehen, 
den Freizeitwert Hamburgs 
zu s ärken. 
Die iamburger CDU fordert : 
• die künstlerische und wirt­
scha liehe Selbständigkeit 
des Schauspielhauses und 
des irhalia-Theaters zu er­
halten 
• e ne Studiobühne einzu­
richt1 n, die sowohl von den 
staat ichen Theatern als auch 
von Cler staatlichen Schau­
spiel ·chule als Experimen­
tierw Hkstatt genutzt werden 
kann 
• c en Privattheatern eine 
ihrer kulturpolitischen Be­
deut ng entsprechende we­
sentl eh höhere Subvention 
zu g1 währen 
• e haltenswerte Denkmä­
ler, r storische Gebäude und 
Straf enzüge zu schützen 
• l 'onderausstellungen in 
Mus~ en und privaten Gale­
rien ßtärker zu fördern , so­
fern sie ohne kommerziellen 
Nutz n betrieben werden 
• di • kulturellen Einrichtun­
gen Harburgs so weit zu 
förde n, daß dieser Bezirk 
ein eigenständiges Kultur­
leber entfalten kann. 

V 
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Gesundheits­
politik 
Die CDU 
fordert eine 
bessere 
Verwaltung 
für die 
staatlichen 
Kranken­
häuser 

Die Gesundheitspolitik ge­
hört zu den vordringlichsten 
Aufgaben des Staates. 
Die Hamburger CDU fordert: 
• unsere Krankenhäuser 
nach den modernsten Er­
kenntnissen der Wissen­
schaft auszustatten 
• alle Patienten müssen un­
abhängig von der Kranken­
hausklasse und der Art ih­
rer Erkrankung menschen­
würdig untergebracht wer­
den 
• ein Diagnosezentrum nach 
dem Vorbild der amerikani­
schen Mayo-Klinik als Ge­
meinschaftswerk aller nord­
deutschen Länder zu errich­
ten 
• Patienten, die nur pfle­
gerisch betreut werden müs­
sen, in „ Langzeitkranken­
häuser" aufzunehmen. Als 
Langzeitkrankenhäuser soll­
ten in nächster Zeit beson­
ders die durch Neubau frei 
werdenden Krankenanstal-

ten eingerichtet werden, zum 
Beispiel das alte Allgemeine 
Krankenhaus Altona und das 
Allgemeine Krankenhaus 
Harburg 
• alle Hochleistungskran­
kenhäuser so zu gestalten, 
daß sämtliche Untersuchun­
gen und Behandlungen in 
unmittelbarer Nähe des 
Krankenhausbettes durchge­
führt werden können 
• dem Personalmangel in 
den Krankenhäusern so 
schnell wie möglich durch 
bessere Besoldung und bes­
sere Arbeitsbedingungen zu 
begegnen 
• beim Bau und Ausbau 
von Krankenhäusern die Be­
völkerungsentwicklung in 
den einzelnen Stadtteilen 
stärker zu berücksichtigen 

• eine Krankenhausbauge­
sellschaft mit einem unab­
hängigen Fachbeirat zu grün­
den, damit Organisations­
und Planungsfehler wie beim 
Bau der Krankenhäuser in 
Othmarschen und Harburg 
mit großen Mehrausgaben 
vermieden werden 
• staatliche Krankenhäuser 
mit Methoden des modernen 
Managements zu führen 
• freie gemeinnützige Kran­
kenhäuser angemessen mit 
öffentlichen Mitteln zu 
unterstützen 
• die Neugeborenen- und 
Kleinkinderfürsorge auszu­
bauen 
• den schulärztlichen Dienst 
zu verstärken und ärztliche 
Untersuchungen auch auf 

I Kindergärten auszudehnen 
• unsere alten Mitbürger 
in den Alters- und Pflege­
heimen gesundheitlich bes­
ser zu versorgen 
e in den Allgemeinen Kran­
kenhäusern Abteilungen für 
Altersheilkunde (Geriatrie) 
zu schaffen und ein For­
schungsinstitut für Geriatrie 
zu errichten 
e mehr Beratungsstellen 
für Sexualaufklärung und 
Eheberatung zu schaffen 

e kostenlose Vorsorgeunter­
suchungen, insbesondere ge­
gen Krebs- und Zuckerer­
krankungen, umfassender, 
systematischer und nach den 
modernsten Methoden durch­
zuführen. 



Stadtplanung 
und 
Wohnungsbau 
Wie wir 
Hamburgs 
Innenstadt 
endlich 
attraktiver 
gestalten, 
damit der 
Jungf ernstieg 
abends nicht 
zur Dorf­
straße wird 

Hamburg muß endlich unter 
Beteiligung internationaler 
Stadtplaner und Architekten 
ein umfassendes Konzept für 
seine künftige Gestalt ent­
wickeln. Diesem Konzept 
muß jedes Großbauprojekt 
untergeordnet werden . Die 
staatliche Planung darf nicht 
weiter Handlanger für die 
Realisierung der Interessen 
bestimmter Wohnungsbau­
gesellschaften sein. 

Die Hamburger CDU fordert: 

• in Hamburg ein Institut 
für Stadtforschung zu errich­
ten 
• bedeutende städtebauli­
che Vorhaben, soweit sie auf 
die Nachbarländer ausstrah­
len, mit Schleswig-Holstein, 
Niedersachsen und den 
Nachbargemeinden abzu-
stimmen, um eine sinnvolle 
Raumordnung in der Ham­
burger Region zu verwirk­
lichen 
e für den Bau von Wohn­
siedlungen und repräsentati­
ven öffentlichen Gebäuden 

1 grundsätzlich öffentliche Ar­
chitektenwettbewerbe auszu­
schreiben 
• Hamburgs Innenstadt durch 
eine lebendige Gestaltung 

des Zentrums und durch 
neue Wohnungen im Stadt­
kern attraktiver zu machen 
• überalterte Wohnviertel 
zu sanieren. Dafür ist die 
Reform des Bodenrechts not­
wendig 
• unsere Neubaugebiete 
gleichzeitig durch Verkehrs­
verbindungen und Sielbau zu 
erschließen und mit Schulen 
und sozialen Einrichtungen 
auszustatten 
• den sozialen Wohnungs­
bau fortzusetzen. Er muß in 
erster Linie den wirtschaft­
lich schwächeren Bevölke­
rungsschichten dienen. Die 
Voraussetzungen für die Ge­
währung von Wohngeld und 
öffentlichen Baudarlehen sind 
der Entwicklung der Mieten 
bzw. der Baukosten anzu­
passen 
• für kinderreiche Familien 
ein Sonderbauprogramm ein­
zurichten 
• Jungverheiratete, die im 
Umland wohnen und in Ham­
burg arbeiten, in das Ham­
burger Darlehensförderungs­
werk aufzunehmen. 

Inner­
städtischer 
Verkehr J 

Wie wir 
die Verkehrs­
lawine 
bewältigen 

Es wird 1985 etwa doppelt 
so viele PKW auf Ham­
burgs Straßen geben wie 
heute Wenn diese Lawine 
nicht mit einer langfristigen 
Konzeption bewältigt wird, 
muß das innerstädtische Ver­
kehrssystem in absehbarer 1 
Zeit zusammenbrechen. 

Die Hamburger CDU fordert: 
e in der City den Schnell­
bahnausbau zu konzentrie­
ren und in den Außenbezir­
ken die Straßen auszubauen 
• die S-Bahn-Linie Haupt­
bahnhof-Harburg vorrangig 
auszubauen und nach Neu­
graben zu verlängern 
• die City-S-Bahn-Linie 
über Altona nach Lurup zu 
verlängern 
• die geplante U-Bahn-Linie 
Hauptbahnhof - Winterhude 
über die City-Nord zum Flug- 1 
hafen Fuhlsbütiel und später 
bis zum neuen Flughafen 
Kaltenkirchen zu verlängern 
• die U-Bahn über Billstedt 
nach Mümmelmannsberg 
auszubauen und eine Ver· 
längerung nach Lohbrügge­
Nord vorzusehen 
e die S-Bahn über Poppen­
büttel hinaus nach Lemsahl­
Mellingstedt zu verlängern 
• Parkuhren, soweit von der 
Verkehrssituation her ver­
tretbar, in Hamburg durch 
Parkscheiben zu ersetzen 
• den öffentlichen Verkehr 
durch besseren Fahrkomfort, 
eine Verdichtung des Fahr­
plans und günstige Preise 
auch für Autofahrer attraktiv 
zu machen 
• zur ·Entlastung der Innen­
stadt durch den Straßenver­
kehr mehr leistungsfähige 
Ringstraßen zu bauen 
• Straßenkreuzungen mit 
starkem Verkehr in mehreren 
Ebenen auszubauen. 

Arbeits- und 
Sozialpolitik 
Wie wir 
den Müttern 
helfen 

Sozialpolitik darf sich nicht 
auf staatliche Hilfen für in 
Not geratene Menschen be­
schränken. Sie muß eine um­
fassende Daseinsvorsorge, 

'VI 

die Durchsetzung sozialer 
Gerechtigkeit und Chancen­
gleichheit anstreben. Soziale 
Unterstützung ist im sozia­
len Rechtsstaat kein Almo­
sen, sondern Rechtsan­
spruch. 
Die Hamburger CDU fordert: 
• den Arbeitsschutz zu ver­
bessern. Dazu ist es notwen­
dig, die Gewerbeaufsicht -
besonders im Bereich des 
Hafens - und den arbeits­
medizinischen Dienst zu ver­
stärken 
• die überalterten sozialen 
Einrichtungen im Hafen­
gebiet zu modernisieren und 
zu verbessern 
• Betrieben, die ältere be­
schäftigungslose Arbeitneh­
mer aufnehmen wollen, 
steuerliche Vorteile, Zu­
schüsse und Darlehen zu ge­
währen 
• das Hamburger Berufs­
förderungswerk zu einem 1 
norddeutschen Umschulungs­
zentrum auszubauen, um die 
wechselnden Anforderungen 
des regionalen Arbeitsmark­
tes zu erfüllen 
• der Hausfrau und Mutter 
bei Krankheit, Unfall und zur 
Ermöglichung von Erholungs­
urlaub durch den Ausbau der 
Familienhilfe zu helfen 
• mehr Altenwerkstätten 
und Altentagesstätten 
• eine Seniorenmonatskarte 
für Frauen ab 60 Jahre, Män­
ner ab 65 Jahre und für 
Frührentner als festen Be­
standteil in den HVV-Tarif 
aufzunehmen 1 
• den Hauspflegedienst und 
die Hausspeisung für alte 
Menschen zu erweitern und 
einen Wäschedienst einzu­
richten. 

Jugend­
fürsorge 
Was wir 
für unsere 
Kinder 
tun wollen 



überall in Hamburg fehlen 
noch Kindergärten und Kin­
derspielplätze. Tausende von 
Eltern müssen jahrelange 
Wartezeiten in Kauf neh­
n:en, bis ihre Kinder in 
einem Kindergarten Auf­
nahme finden. Die Hambur­
ger CDU fordert: 
• in allen Stadtteilen und 
Neubaugebieten mehr Kin­
dergärten und Tagesheime, 
mehr Kinderspiel- und Bolz­
plätze zu errichten 
• dem Mangel an Kinder­
gärtnerinnen durch eine bes­
sere Besoldung und bessere 
Arbeitsbedingungen zu be­
gegnen 
• die Kinder stärker vor 
Kriminalität und dem Miß­
brauch der elterlichen Gewalt 
zu schützen. In jedem Be­
zirk müssen Erziehungs­
beratungsstellen mit haupt­
amtlich tätigen Mitarbeitern 
eingerichtet werden. 

Sport 
Wie wir 
den Sport 
fördern 

Die Förderung des Sports in 
Hamburg ist seiner Bedeu­
tung für Gesundheit, Erzie­
hung und Freizeit nicht an­
gemessen. 
Die Hamburger CDU fordert: 
• ein langfristiges Sport­
förderungsprogramm zum 
Bau von Schwimmbädern, 
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Sportplätzen und Turnhallen 
aufzustellen, wie es im 
Sportprogramm der Hambur­
ger CDU vorgeschlagen 
wurde. Vorrang muß dabei 
der Bau einer Schwimmhalle 
für jeden größeren Stadtteil 
haben 
• zur Intensivierung des 
Breiten- und Leistungssports 
die Arbeit der Turn- und 
Sportvereine mit öffentlichen 
Mitteln zu fördern 
• die Anzahl der Wochen­
stunden für den Sportunter­
richt an Schulen zu erhöhen. 

• günstigere Wettbewerbs­
bedingungen für die deut­
sche Schiffahrt und die 
Werften herzustellen, um 
insbesondere die Verluste 
durch die DM-Aufwertung 
auszugleichen. Angesichts 
der wachsenden Bedeutung 
des Containerverkehrs gilt 
dies vor allem für verstärkte 
Finanzierungshilfen zur Er­
neuerung und Vergrößerung 
der deutschen Handelsflotte 

W trtschafts­
un l - -Re ~ionalpolitik 
Wewir 
dit: Wirtschaft 
fö1 (lern 

1 • zur Verbesserung der 
Markttransparenz in Ham­
burg, durch den freiwilligen 
Zusammenschluß von Fir­
men. eine Verbraucherbörse 
einzurichten, die die Ver­
braucher über die Preise von 
Waren und Dienstleistungen 
informiert. 

Eine ukunftsorientierte Wirt­
scha1 spolitik für Hamburg 
muß davon ausgehen, daß 
die 1 andergrenzen in Nord-
deut: IChland keine Wirt-
scha sgrenzen sind . Die 
Wirti haftsstruktur im deut­
sche: Küstenraum kann nur 
durcl eine koordinierte, 
langf istige Planung der vier 
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Küst nländer verbessert 
werd n. 
Die 1 amburger CDU fordert: 

1 • N rddeutschland in Wirt-
scha' sregionen zu gliedern, 
die ich nicht an den Ver­
walt ngsgrenzen, sondern an 
den wirtschaftlichen Gege­
benh ~iten orientieren 
e b1 i der Verbesserung der 
regio Dalen Wirtschaftsstruk­
tur - einer Gemeinschafts­
aufg1 .be von Bund und Län­
dern - die Probleme der 
Ballu Dgsräume stärker zu 1 
berü ~sichtigen 

1 
• d e Wirtschaftsförderung 
durcl eine Gesellschaft der 
vier üstenländer zu koordi-
niere 1. Sie soll insbesondere 
ansäi sige und ansiedlungs­
willig ~ Unternehmer beraten 
sowi im In- und Ausland 
eine aktive und moderne 
lndui rieansiedlungswerbung 
betrE ben 1· 

• urch eine attraktive 
Grun ~stücksoolitik und zu­
sätzl ehe Hafenerweiterungs- 1 

gebi1 te exportorientierte 
und ohnintensive Unterneh­
men Mzusiedeln 

Wie 
wir für 
die kleineren 
Betriebe 
sorgen 

Gewerblicher 
Mittelstand 
Kleine und mittlere Betriebe 
haben einen beachtlichen 
Anteil an der Hamburger 
Wirtschaft. Es ist daher eine 
dringende gesellschaftspoli­
tische Aufgabe, für ein aus­
gewogenes Nebeneinander 
von modernen Groß-. Mittel­
und Kleinunternehmen zu 
sorgen. 
Die Hamburger CDU fordert: 
• die Gewerbesteuer zu 
senken und die Freigrenzen 
und die Freibeträge bei Ge­
werbesteuer bzw. Lohnsum­
mensteuer oemäß der wirt­
schaftlichen -Entwicklung we­
sentlich zu erhöhen 
• einen mittelständischen 
Gewerbebauträger zu grün­
den, dem öffentliche Mittel 
zur Verfügung gestellt wer­
den müssen 
• bei Industrieansiedlungen 
Mittel- und Kleinbetriebe 
nicht zu vernachlässigen 
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• die Auswirkungen der 
Stadtsanierung auf mittel­
ständische Betriebe rechtzei­
tig zu untersuchen. damit bei 
Verlagerungsfällen Maßnah­
men getroffen werden kön­
nen, die u. a. eine einheit­
liche Behandlung der Be­
troffenen gewährleisten. 

Wie wir 
die Land­
wirtschaft 
konkurrenz­
fähig 
halten 

Landwirtschaftspolitik 
Hamburg besitzt in seiner 
Landwirtschaft das größte 
und geschlossenste Anbau­
gebiet für Obst, Gemüse und 
Blumen in Deutschland. 
Landwirtschaft und Garten­
bau sind ein fester Bestand­
teil der gesamten Hamburger 
Wirtschaft, für deren Kon­
kurrenzfähigkeit sich die 
CDU nachdrück!ich einsetzt. 

Die Hamburger CDU fordert: 
1 • bei der Verplanung und 

Inanspruchnahme landwirt­
schaftlicher Gebiete die Be­
troffenen angemessen zu be­
teiligen und zu entschädigen 
• die Unterhaltung der neu 
errichteten Deiche in Ham­
burg zur Gemeinschaftsauf­
gabe zu erklären 
• den Betriebsberatungs­
dienst für Landwirtschaft und 
Gartenbau auszubauen 
• in allen ländlichen Gebie­
ten Hamburgs die Verkehrs­
wege auszubauen 
• die wasserwirtschaftlichen 
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Untersuchungen zur Lösung 

1 

des Be- und Entwässerungs­
problems in den Vier- und 

1 

Marschlanden zu beschleuni- J 

gen. . 



Justiz 
So wird 
der gute 
Ruf der 
Hamburger 
Justiz 
erhalten 

Die Hamburger Rechtspre­
chung hat einen Ober die 
deutschen Grenzen hinaus 
hervorragenden Ruf, den es 
zu erhalten gilt. 
Die Hamburger CDU fordert: 
e zur Stärkung der Gerichts­
barkeit die Arbeits- und 
Sozialgerichte der Justizbe­
hörde ztizuor<lnen 
e die Arbeit von Gerichten 
und Staatsanwaltschaft durch 
moderne Arbeitsmethoden 
zu rationalisieren und zu be­
schleunigen 
e bei der juristischen Aus­
bildun9 Theorie und Praxis 
im Sinne des Loccumer 
Modells miteinander zu ver­
binden, um sie wirksamer zu 
gestalten ·und auf 5 Jahre zu 
verkürzen 
e zur gründlichen Schulung 
der Vollzugsbeamten zusam­
men mit den anderen Bun­
desländern eine zentrale 
Strafvollzugsakademie zu er­
richten 
e den Strafvollzug der Men­
schenwürde entsprechend zu 
gestalten 
e für VerkehrssOn<ler eine 
Sonderhaftanstalt zu errich­
ten. 

Öffentlicher 
Dienst 
So wird 
der öffentliche 
Dienst 
leistungs­
fähiger 

Die Freie und Hansestadt 
muß gegenüber ihren Be­
diensteten ihre Fürsorge­
pflicht in angemessener 
Weise erfüllen. 
Die Hamoorger CDU fordert: 
e die Einkommens- und Ar­
beitsbedingungen im öffent­
lichen Dienst entsprechend 
der allgemeinen wirtschaft­
lichen Entwicklung zu ver­
bessern 
e das Leistungsprinzip im 
gesamten öffentlichen Dienst 
anzuwenden 
e die Rechte der Personal­
vertretungen in pers~nelle~ , 
sozialen und organisatori­
schen Angelegenheiten zu 
erweitern 
e allen Arbeitnehmern des 
öffentlichen Dienstes und 
der kommunalen Versor­
gungsunternehmen zusätz­
lich zu den auszuhandelnden 
Tariferhöhungen 312 Mark 
pro Jahr als .vermögens­
wirksame Leistung• zu ge­
währen 
e vor ailem für die pflegeri­
schen, pädagogischen und 
sozialen Berufe neue Lauf­
bahnregelungen und Auf­
stiegschancen zu schaffen, 
um den Personalmangel auf 
diesen Gebieten schneH zu 
beseitigen und qualifizierte 
Kräfte zu gewinnen. 

Parlaments­
reform 
So wird 
Hamburgs 
Parlament 
lebendiger 

Die Bürgerschaft steht im 
Schatten der hamburgischen 
Politik. Der allmächtige SPD­
Senat und die absolute SPD­
Mehrheit in der Bürgerschaft 
haben das hamburgische 
Landesparlament zur Akkla­
mationsmaschine der Se­
natspolitik degradiert. 
Die Bürgerschaft muß wie­
d'er zum Mittelpunkt der De­
mokratie in Hamburg wer­
den. 
Die Hamburger CDU fordert: 
e die Arbeit der Hamburger 
Bürgerschaft durch öffent­
liche Hearings und .Aktu­
elle Stunden" dllrchschau­
barer und aktuellt.r zu ge­
stalten 
e die Funktion der Bürger­
schaft als Kontrollorgan des 
Senats durch eine Verbesse­
rung der Rechte der Oppo­
sition zu stärken 
e die Bezirksversammlun­
gen müssen Kommualparla­
mente werden. 

Öffentliche 
Sicherheit 
So wird 
das Eigen­
tum des 
Bürgers 
geschützt 

Fehler der politischen Füh­
rung haben das Verhäl~ni~ 
zwischen Bürger und Pohze1 
in der Vergangenheit unnö­
tig belastet. Aufgabe der 
politischen Führung muß es 
sein, dieses Verhältnis zu 
verbessern. Leben und 
Eigentum unserer Bürger 
müssen ausreichend ge­
schützt werden. 
Die Hamburger CDU fordert : 
e Schutzpolizei und Krimi­
nalpolizei personell erheb­
lich zu verstärken 
e für die vier norddeutschen 
Bundesländer ein einheit­
liches Kriminalamt mit Exe­
kutivbefugnissen zu schaf­
fen, damit die Polizei nicht 
länger durch Ländergrenzen 
in ihri:!r Arbeit gehemmt wird 
e die Zahl der uniformierten 
Fußstreifen und Zivilfahnder, 
besonders in den Außenbe­
zirken "Und in den Nacht­
stunden, zu erhöhen 
e die fachliche und psycho­
logische Ausbildung der 
Polizeibeamten zu verbes­
sern und durch kontinuier­
liche Fortbildung zu ergän­
zen. 

Dies sind die Schwerpunkte 
des Prognimms der Hambur­
ger CDU flir die 70er Jahre. 
Auf Wunsch erhalten Sie das 
auaflihrllche Programm zuge­
sandt. Bitte schreiben Sie 
an die Hamburger CDU, 2 
Hamburg 13, Johnaallee 13. 

Mehr Demokratie ins Rathaus! 
Verantwortlich : CDU-Landesverband, Druck: Gruner +Jahr GmbH & Co, Druck· und Verlagohaua 
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